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Antrag an die Tagung 2022 der 14. Kirchensynode der SELK

Ansprechpartner: Friedrich Kugler, Siedlungstraße 26, 34308 Bad Emstal-Balhorn

Antrag:

Die Tagung 2022 der 14. Kirchensynode möge beschließen:

Die Kirchensynode stellt fest, dass entsprechend Art 25 (8c) Grundordnung der Allgemeine
Pfarrkonvent (APK) Anträge an die Kirchensynode stellen kann und in der Geschäftsordnung der
Kirchensynode in § 15 (4) festgelegt ist, dass Anträge des APK gemäß Artikel 24 (3) Grundordnung
vorrangig zu behandeln sind, dies bedeutet, dass überAnträge nach Geschäftsordnung §15 (3) (einen
APK-Antrag nach Artikel 24 (3) der GO betreffend) erst nach Ablehnung des APK-Antrages
abgestimmt werden kann, soweit das Präsidium im Rahmen der geltenden Ordnungen nicht eine
andere Reihenfolge festlegt.

Die Kirchensynode stellt weiter fest, dass sie zu den in Art24 (3b) angesprochenen Fragen
Beschlüsse fassen kann, soweit ihr entsprechende Anträge von Antragstellern nach Art 25 (8)
vorliegen. lm GegensaE zu Art24 (3b) hat der APK nur in den in den Nt. 24 (3c und 3d) benannten
Fragen ausdrücklich ein Vorschlags- bzw. Nominierungsrecht.

Begründung:

Seit der Kirchensynode 1983 gab es immer wieder verschiedene Behauptungen, welche den
beantragten Sachverhalt in Frage stellten. Dies beeinträchtigte auch Rechte von Gemeindegliedern.
Auf der Kirchensynode 1999 wurde der Antrag 400 von Gemeindegliedern
https://grundordnung.files.wordpress .coml2020l06/antrag-400-von-1999-apostolikum-1 .pdf
der SELK auf Einfithrung der ökumenischen Textfassung des Apostolikums gestellt.

Nachdem eine Stellungnahme der SynKoReVe u.a. behauptete, dass der APK in solchen Dingen das
,,originäre Beschlußorgan" sei beschloss die Kirchensynode mit Antrag 400.02 ,,Die Kirchensynode
sieht sich nicht zuständig über diesen Antrag zu befinden."

Eine weitere ausführliche BegrUndung des Antrages finden sie hier;
(https:/lorundordnunq.wordpress.comlbeqrundunq-antrao-apk-ks/ Passwort ,,SELK2022KS"). Dort
finden sie auch die lnternetadressen der im Antrag benannten Artikeln der Grundordnung und der
Geschäftsordnung und den Antrag 400 und einen Protokollauszug von der Kirchensynode 1999.

Vorstehender Antrag wird von
Evangelisch-Lutherischen Kirche

F.d.R:

h*".t Lu§{
Michael Schätzel
Geschäftsfüh render Kirchenrat

Hannover, 08.03.2022

257 stimmberechtigten Kirchgliedern der Selbständigen
(SELK) gestellt.
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lnformation zu Antrag 53r

Die Zielsetzung unseres Antrages 53r besteht darin eine verbindtiche Ktärung, bei der Frage der
Abgrenzung der Befugnisse zwischen APK und Kirchensynode, herbeizuführen um in Zukunft
lrritationen und Konftikte bezügtich unterschiedticher Auslegungen der 6rundordnung zu vermeiden.
Ziel ist eine Situation wie bei den ersten Kirchensynoden wieder zu erreichen wo es keine
Austegu n gskonf [ikte gab.

Auf der Synode in Balhorn zorg bei der Einbringung des Antrages 530 habe ich lhnen schon davon

berichteL dass ich ats Synodater der7. Kirchensynode 1991 in Wiesbaden sehr beindruckt davon war
dass es zweimaI passierte, dass der amtierende Bischof Schöne verfassungsrechttiche Bedenken
anmetdete ob den die Synode die Befugnis hätte ohne Befassung des APK über einen Antrag
abzustimmen. Jedes maI stand der ebenfatls anwesende Altbischof Dr Gerhard Rost auf und erktärte die
Synode dürfe,Sie sei das oberste Organ der Kirche. lm Protokolt dert. Kirchensynode 1973 in

Radevormwald auf Seite 5 kann man folgenden Text lesen: unter,,3.6 Generaldebatte über die weiteren
Anträge: Der Präses (Dr. lng. Kurt Beltin) trägt vor, über wetche Arten der Behandtung von Anträgen auf
der Synode zu entscheiden ist: a) Anträge, die durch Ausschüsse vorbereitet werden, b) Anträge, die

unmittetbar im Ptenum behandett werden, c) Anträge, die offensichttich noch nicht auf dieser Synode

entschieden, aber Kommissionen zur weiteren Beratungen übertragen werden müssten." Man kann aus

den Protoko[ten der ersten Synoden ersehen, dass danach verfahren wurde. Auf der t. Kirchensynode
r9R gab es z.B. verschiedene Anträge zum Thema ,Dienste der Frauen in der Gemeinde". Es ging dabei
vom Stimmrecht für Frauen in der Gemeindeversammlung bis zur Ermögtichung der Frauenordination.
Da diese Anträge offensichttich nicht auf der Synode entschieden werden konnten wurde 19R die

Kirchenteitung gebeten innerhatb von 2 Jahren eine Dokumentation über die Hattung der SELK zu

diesen Anträgen vorzutegen. Die Kirthenleitung setzte dafür eine Kommission mit dem Thema ,,Dienste
der Frauen in der Gemeinde'ein. Die Kommission legte der z. Kirchensynode 1975 einen Bericht vor. Ein

Ausschuss der Kirchensynode beriet den Bericht der Kommission und tegte der Synode eine
Beschtussvorlage vor. Aus dem Protoko[[ kann man ersehen, dass die Synode dazu Beschtüsse fasste.
Der APK war vor/an der Beschtussfassung der Synode nicht beteitigt. Es ging hier um grundsätztiche
Angelegenheiten. Es hat hier niemand die Befugnis der Kirchensynode dies zu tun in Zweifel gezogen.

Auf der Kirchensynode 1983 wurde zu ArL 24 Abs.3 tit. b i.V.m. Art z5 Abs. 5 tit b G0 erstmatig eine
Austegung / eine Art neuer 0rdnungspunkt vorgestetlt / behauptet, nämtich, die Synode hat dem
Beschluss des Pfarrkonventes zuzustimmen oder ihn abzutehnen." Die Protokotlantin eine Juristin
schrieb dann auch ihre Meinung dazu, dass dies eine Anweisung sei. Wer diese ldee der Anweisung
einbrachte ist im Protokotl nicht vermerkt Die Frage stetlt sich auch: Warum diese Austegung? Wie
genau diese Auslegung / dieser neue 0rdnungspunkt angewandt werden so[[ findet sich nirgendwo
beschrieben, deshatb ist es nicht verwundertich, dass es im Laufe der Jahre auch unterschiedtiche
Austegungen gab, was Art 24 3b i.V.m. Art 2! !b genau bedeuten soll und die Stetlungnahmen 530.03
und 530.04 von heute vormittag zeigen meiner Meinung nach, dass es keine eindeutige Bedeutung /
Definition dieser erstmats 1983 genannten Austegung gibt. lch habe atle Protokolte, Beschlüsse etc. von
t968 durchgearbeitet.
Die von Präses Dr. Bettin auf der ersten Kirchensynode tg73 vorgeste[tten Arten der Behandtung von
Anträgen zusammen mit der Geschäftsordnung der Kirchensynode sind eindeutig.
Sie entsprechen auch der Grundordnung, zusammen mit den von den Kirchenleitungen der
Vorgängerkirchen verabschiedeten Ertäuterungen. ln den Ertäuterungen wird zu Art 24 3b im [etzten
Satz festgeste[tt:,Die Kirchensynode kann auch von sich aus Beschtüsse fassen, sofern ihr
entsprechende Anträge vorliegen." Auf der r. Kirchensynode t9Z3 waren auch die meisten Mitgtieder des

Verfassungsausschusses und der Kirchenteitungen der Vorgängerkirchen Synodate. Sie hatten von 1968
bis r97r die Grundordnung erarbeitet. Man kann davon ausgehen, dass sie genau wussten wie die
G rundordnung auszulegen ist.
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Der t983 begonnene Versuch durch neue Auslegungen den Einfluss des Amtes gegenüber der Gemeinde
zu stärken hat zu einer Unordnung geführt. lmmer wieder war es auf den Synoden der FatL wie schon
geschildert 1991von Bischof Schöne, dass die Befugnis der Kirchensynode in Zweifet gezogen wurde.

Juristen sind immer in der Lage neue Auslegungen aus bestehenden 0rdnungen oder Gesetzen zu
produzieren, ob diese dann eindeutig und dem ursprüngtichen Sinn des Gesetzes oder der 0rdnung
entsprechen ist dann eine andere Sache. Das Poblem ist man kann so durchaus aus einer ursprünglich
ordenttichen Regetung eine unordenttiche Regetung machen, wodurch unnötige Konftikte entstehen. ln
der Steltungnahme der Theotogischen Kommission (So+.0r1) wird hierzu auf die Schrift verwiesen: 1

Korinther 14,40 ,,Lasst aber attes ehrbar und ordenttich zugehen.' und t Kor 14,33:,,Den Gott ist nicht ein
Gott der Unordnung sondern des Friedens." Dies sind klare Anweisungen aus der Schrift keine
Unordnung und damit unnötige Konftikte zuzutassen. lch bitte sie wenden sie für den Antrag die
Regelung von Präses Bellin von der t. Kirchensynode an, entweder den Antrag in den Ausschuss

veruveisen, oder unmittelbar im Ptenum behandetn, oder dies wäre mein Vorschlag ihn an eine
Kommission zu übertragen weil er offensichttich auf dieser Synode nicht entschieden werden kann.
Zum Abschtuss möchte ich noch festhatten, dass sich die Mitgtieder des von 1968 bis 1971 tagenden
Verfassungsausschusses und der Kirchenteitungen der Vorgängerkirchen sicher nicht darüber gefreut
hätten, dass 5o Jahre später eine SynKoReVe der SELK im ersten Satz ihrer Stel[ungnahme 530.03 die
Behauptung aufstetlt, dass sie eine Grundordnung in harter Arbeit geschaffen hätten, wo eine exakte
Abgrenzung der Befugnisse von APK und KS nicht beabsichtig war.


